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Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird das Urteil des Sozialgerichts KÃ¶ln
vom 4. Dezember 2019 geÃ¤ndert. Es wird festgestellt, dass der Beschluss
des Beklagten vom 8. Juli 2015 hinsichtlich der Entscheidung Ã¼ber die
Nichterteilung einer Ã�berweisungsbefugnis rechtswidrig gewesen ist.

Der Beklagte trÃ¤gt die Kosten des Rechtsstreits in beiden RechtszÃ¼gen
mit Ausnahme der Kosten der Beigeladenen zu 1) bis 4), 6) und 7), die
diese selbst tragen.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand:

Streitig ist im Rahmen einer Fortsetzungsfeststellungsklage der Anspruch des
KlÃ¤gers auf Erteilung der Ã�berweisungsbefugnis fÃ¼r das von ihm betriebene
SozialpÃ¤diatrische Zentrum (SPZ) fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar 2015 bis 31.
Dezember 2018.
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Das klagende Klinikum, eine Anstalt Ã¶ffentlichen Rechts, betreibt seit dem Jahr
1994 ein SPZ, das fortlaufend zur Teilnahme an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung
ermÃ¤chtigt wurde. 

Auf Anfrage des KlÃ¤gers (Schreiben vom 15. September 1994) bestÃ¤tigte die
Beigeladene zu 1) im Namen der Ã¼brigen Vertragspartner der
VergÃ¼tungsvereinbarung, dass Ã�berweisungen an niedergelassene Ã�rzte und
andere Einrichtungen der Medizinischen Einrichtungen des KlÃ¤gers mÃ¶glich sein
sollten, wies aber darauf hin, dass die fraglichen Leistungserbringer und das SPZ
dafÃ¼r auch entsprechende ErmÃ¤chtigungen brÃ¤uchten (Schreiben vom 17.
November 1994).

FÃ¼r das Jahr 1997 sah der KlÃ¤ger die Notwendigkeit, die Fallpauschale fÃ¼r 1997
in HÃ¶he von 1.000 DM festzusetzen. Die Nachkalkulation fÃ¼r das Jahr 1995, die
eine erhebliche Kostenunterdeckung ergeben habe, mÃ¼sse durch eine Pauschale
in dieser HÃ¶he ausgeglichen werden (Schreiben vom 15. Januar 1997). Im Rahmen
der VergÃ¼tungsverhandlung fÃ¼r das Jahr 1998 wurde fÃ¼r das Jahr 1998 eine
Fallpauschale von 694,75 DM bei einer auf 1.450 FÃ¤lle abgesenkten Fallzahl
vereinbart. Im Besprechungsprotokoll vom 13. Januar 1998 wurde festgehalten,
dass eine Ã�bernahme der Labor- und RÃ¶ntgenkosten nicht zulÃ¤ssig sei.

Nachdem die zuvor erteilte ErmÃ¤chtigung (Beschluss des Zulassungsausschusses
vom 7.Â MÃ¤rz 2012, abgesandt am 3. April 2012, ergÃ¤nzt mit Beschluss vom 11.
Juli 2012) bis zum 31. MÃ¤rz 2014 befristet worden war, beantragte der KlÃ¤ger mit
Schreiben vom 29. Oktober 2013 die â��VerlÃ¤ngerung der ErmÃ¤chtigungâ��
Ã¼ber den 31. MÃ¤rz 2014 hinaus mit folgendem Inhalt:

â��Auf Ã�berweisung von FachÃ¤rzten fÃ¼r Kinderheilkunde, von FachÃ¤rzten
fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie und von FachÃ¤rzten fÃ¼r Kinder- und
Jugendpsychiatrie sowie bei Kindern nach Vollendung des 13. Lebensjahres auch auf
Ã�berweisung von AllgemeinÃ¤rzten:

1. Perinatalogischer Problemkreis, vor allem ehemalige Risiko-Neugeborene
und FrÃ¼hgeborene mit Folgekrankheiten;

2. Kinder mit Missbildungen des Gehirns und des RÃ¼ckenmarks sowie Kinder
mit Hydrozephalus;

3. Epilepsie-Patienten mit Therapieproblemen bzw. weiteren
Begleiterkrankungen;

4. Kinder mit Retardierung der motorischen und/oder geistigen Entwicklung
sowie Kinder mit TeilleistungsstÃ¶rung (z.B. minimaler cerebraler
Dysfunktion und sog. â��Schulproblemkinderâ��), soweit Krankheitsbilder
von erheblichem Gewicht vorliegen oder der begrÃ¼ndete Verdacht auf
solche Krankheitsbilder besteht;

5. Kinder mit VerzÃ¶gerungen der Sprachentwicklung sowie HÃ¶r- und
SehstÃ¶rungen im Rahmen pÃ¤diatrischer Krankheitsbilder;

6. Kinder mit neurodegenerativen Erkrankungen und neuromuskulÃ¤ren
Erkrankungen;

7. Kinder mit metabolischen Erkrankungen, Chromosomenanomalien und
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Syndrom-Patienten mit Mehrfachbehinderungen;
8. Kinder mit komplexen psychosomatischen StÃ¶rungen oder

VerhaltensstÃ¶rungen in Zusammenhang mit chronischen kÃ¶rperlichen
Erkrankungen bzw. EntwicklungsstÃ¶rungen, soweit Krankheitsbilder von
erheblichem Gewicht vorliegen oder der begrÃ¼ndete Verdacht auf solche
Krankheitsbilder besteht. BeschrÃ¤nkt auf die Behandlung von Kindern mit
folgenden psychosomatischen Krankheitsbildern mit einer schwerwiegenden
oder komplexen Symptomatik:

Â 

1. Chronische Erkrankungen des Kindes und Jugendalters (Epilepsie,
neurodegenerative Erkrankungen, Stoffwechselerkrankungen,
Niereninsuffizienz, Asthma bronchiale, Cystische Fibrose, angeborene
Herzfehler, chronisch entzÃ¼ndliche Darmerkrankungen und Adipositas,
onkologische Erkrankungen ohne kurative Option der Behandlung) oder
EntwicklungsstÃ¶rungen (Motorik, Sprachentwicklung oder geistigen
Entwicklung) in Zusammenhang mit einer der folgenden psychiatrischen
KomorbiditÃ¤ten:

a. Akute BelastungsstÃ¶rung, AnpassungsstÃ¶rung

b. AngststÃ¶rungen

c. Emotionale StÃ¶rungen des Kindesalters

d. Affektive StÃ¶rungen

e. EssstÃ¶rungen

f. BindungsstÃ¶rungen und RegulationsstÃ¶rungen

g. Hyperkinetische StÃ¶rungen und ADHS

h. Dissoziativen StÃ¶rungen

i. Somatoformen StÃ¶rungen

j. PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rungen

Â 

2. Dissoziative und somatoforme StÃ¶rungen mit einer primÃ¤r neurologischen
Symptomatik (BewusstseinsstÃ¶rungen und kognitive StÃ¶rungen,
Symptomatik im Bereich Sensorik oder Motorik)â��

Â 
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ErgÃ¤nzend fÃ¼hrte der KlÃ¤ger aus, dass das SPZ bis zum 30. September 2013
die MÃ¶glichkeit gehabt habe, Ã�berweisungen auszustellen. Zum 1. Oktober 2013
sei der Bundesmantelvertrag Ã�rzte (BMV-Ã�) geÃ¤ndert worden. Nunmehr seien
Ã�berweisungen durch ermÃ¤chtigte Ã¤rztlich geleitete Einrichtungen nur dann
zulÃ¤ssig, wenn dies in der ErmÃ¤chtigung ausdrÃ¼cklich geregelt sei. Um zu
vermeiden, dass die niedergelassenen KinderÃ¤rzte um die Ausstellung von
Ã�berweisungen gebeten werden mÃ¼ssten, solle die Ã�berweisungsbefugnis in
die ErmÃ¤chtigung aufgenommen werden.

Der Zulassungsausschuss Ã¼bersandte den Antrag zur Stellungnahme an die
Beigeladene zu 5), die mit Schreiben vom 13. Dezember 2013 darum bat, die
entsprechenden GebÃ¼hrenordnungspositionen des Einheitlichen
BewertungsmaÃ�stabs (EBM) mitzuteilen, fÃ¼r die eine Ã�berweisungsbefugnis
beantragt werde, sowie die Facharztgruppen, an die Ã¼berwiesen werden solle. Der
Zulassungsausschuss leitete das Schreiben an den KlÃ¤ger weiter, der nicht
antwortete.

Mit Beschluss vom 12. MÃ¤rz 2014, abgesandt am 23. April 2014, erteilte der
Zulassungsausschuss die ErmÃ¤chtigung â��in bisherigem Umfangâ�� bis zum 30.
Juni 2014. Der Inhalt der ErmÃ¤chtigung entsprach dem Antrag bis auf die
Aufnahme der Ã�berweisungsbefugnis.

Mit Schreiben vom 1. Mai 2014 beantragte der KlÃ¤ger die VerlÃ¤ngerung der
ErmÃ¤chtigung Ã¼ber den 30. Juni 2014 hinaus. Der beantragte Umfang der
ErmÃ¤chtigung entsprach demjenigen aus dem Antragsschreiben vom 29. Oktober
2013. Der KlÃ¤ger beantragte wie zuvor die Aufnahme der Ã�berweisungsbefugnis
in die ErmÃ¤chtigung.

Nachdem der Zulassungsausschuss mit Schreiben vom 4. April 2014 vergeblich um
die Beantwortung der Anfrage der Beigeladenen zu 5) gebeten hatte, erteilte er mit
Beschluss vom 25. Juni 2014, abgesandt am 24. Juli 2014, die ErmÃ¤chtigung â��in
bisherigem Umfangâ�� bis zum 30. September 2014.

Mit Schreiben vom 18. September 2014 beantragte der KlÃ¤ger die VerlÃ¤ngerung
der ErmÃ¤chtigung Ã¼ber den 30. September 2014 hinaus. Der beantragte Umfang
der ErmÃ¤chtigung entsprach demjenigen aus dem Antragsschreiben vom 1. Mai
2014. Der KlÃ¤ger beantragte zudem â�� wie zuvor â�� die Aufnahme der
Ã�berweisungsbefugnis in die ErmÃ¤chtigung. Zudem fÃ¼hrte der KlÃ¤ger erstmals
aus, welche Leistungen in EinzelfÃ¤llen angefordert werden kÃ¶nnten:

â��Radiologische Leistungen: EBM-Kapitel 34 und 35

MRT: SchÃ¤del, WirbelsÃ¤ule, Muskel usw.
Sono: SchÃ¤del, gesamter Abdomen, Nieren/Blase, WirbelsÃ¤ule

Laboruntersuchungen: EBM-Kapitel 32

Klinische Chemie groÃ�es Spektrum
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Blutbild, Elyte, CK, Gerinnungswerte, Leber-/Nierenwerte usw.
Diverse Stoffwechselparameter
AntikÃ¶rper
Medikamentenspiegel

Humangenetische Untersuchungen: EBM-Kapitel 11

Array-CGH, fra-X
Mikrodeletionen
Einzelgene (z.B. Connexin 26)â��

Â 

Mit Beschluss vom 10. September 2014, abgesandt am 7. Oktober 2014, erteilte der
Zulassungsausschuss die ErmÃ¤chtigung â��in bisherigem Umfangâ�� ab dem 1.
Oktober 2014 bis zum 31. Dezember 2014.

Mit Schreiben vom 9. Oktober 2014 beantragte der KlÃ¤ger die dem Verfahren
zugrunde liegende VerlÃ¤ngerung der ErmÃ¤chtigung Ã¼ber den 31. Dezember
2014 hinaus. Der beantragte Umfang der ErmÃ¤chtigung entsprach demjenigen aus
dem Antragsschreiben vom 18.Â September 2014. Der KlÃ¤ger beantragte â�� wie
im vorherigen Antragsschreiben â�� die Aufnahme der Ã�berweisungsbefugnis in
die ErmÃ¤chtigung und machte Angaben zu den in EinzelfÃ¤llen anzufordernden
Leistungen.

Die Beigeladene zu 5) machte daraufhin mit Schreiben vom 21. Oktober 2014
geltend, dass eine Erneuerung der ErmÃ¤chtigung fÃ¼r die Dauer von vier Jahren
befÃ¼rwortet werde, nicht jedoch die beantragte Erweiterung der ErmÃ¤chtigung
um eine Ã�berweisungsbefugnis.

Mit Beschluss vom 3. Dezember 2014, abgesandt am 15. Januar 2015, erteilte der
Zulassungsausschuss die ErmÃ¤chtigung bis zum 31. Dezember 2018. Der Umfang
der auf Ã�berweisung zu erbringenden Leistungen entsprach dem Antrag des
KlÃ¤gers sowie den vorherigen BeschlÃ¼ssen. ErgÃ¤nzend wurde bestimmt, dass
Leistungen, die durch den KrankenhaustrÃ¤ger gemÃ¤Ã� Â§ 115b Sozialgesetzbuch
FÃ¼nftes Buch (SGB V) angezeigt worden seien oder fÃ¼r die das Krankenhaus
gemÃ¤Ã� Â§ 116b SGB V zugelassen sei, von der ErmÃ¤chtigung ausgenommen
seien. In den GrÃ¼nden fÃ¼hrte der Zulassungsausschuss aus, dass die beantragte
Erweiterung um die Ã�berweisungsbefugnis nicht erfolgen kÃ¶nne. Unter Verweis
auf die Rechtsprechung des BSG (Urteil vom 2. April 2014 â�� B 6 KA 20/13 R) wies
er darauf hin, dass vergÃ¼tungsbezogene Pauschalierungen wie
Ã�berweisungsverbote fÃ¼r die davon umfassten Leistungen wirkten. Wenn
Leistungen, welche die Ambulanz zwar nicht selbst erbringe, die aber
hochschulintern erbracht wÃ¼rden, Bestandteil der Pauschale fÃ¼r den
Behandlungsfall seien, dÃ¼rfe die Abgeltungswirkung der Pauschale nicht dadurch
umgangen werden, dass ein Teil der bereits pauschal vergÃ¼teten Leistungen
extern Ã¼berwiesen werde.
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Gegen den Beschluss erhob der KlÃ¤ger am 11. Februar 2015 Widerspruch, zu
dessen BegrÃ¼ndung er vorbrachte (Schreiben vom 26. Juni 2015), dass er lediglich
eine VerlÃ¤ngerung und damit die Aufrechterhaltung der ErmÃ¤chtigung Ã¼ber
den 31. Dezember 2014 hinaus begehre. Auch unter BerÃ¼cksichtigung der
Ã�nderung des BMV-Ã� zum 1. Oktober 2013 habe fÃ¼r ihn unter der bis zum 31.
Dezember 2014 erteilten ErmÃ¤chtigung die Befugnis zur Ã�berweisung bestanden.
Diese solle aufrechterhalten werden, was keine Erweiterung seiner bisherigen
Teilnahme an der Versorgung darstelle. Ein Anspruch auf EinrÃ¤umung der
Ã�berweisungsbefugnis folge bereits aus der antragsgemÃ¤Ã� erteilten Teilnahme
an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung, um den Versorgungsstatus wahrzunehmen.
Ein Ã�berweisungsverbot stelle einen Eingriff in diesen vertragsÃ¤rztlichen Status
dar. EinschrÃ¤nkungen der Ã�berweisungsbefugnis kÃ¶nnten im Ã�brigen nur dann
auf VergÃ¼tungsvereinbarungen gestÃ¼tzt werden, wenn diese auch die
betroffenen Leistungen umfassten. Die von ihm, dem KlÃ¤ger, ausdrÃ¼cklich
bezeichneten Leistungen seien aber nicht in der VergÃ¼tungsvereinbarung
enthalten und nie Bestandteil der erteilten ErmÃ¤chtigung gewesen, weshalb er im
Rahmen der ErmÃ¤chtigung unbeanstandet Ã�berweisungen habe vornehmen
kÃ¶nnen.

Nach AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers in seiner Sitzung vom 8. Juli 2015 wies der Beklagte
den Widerspruch mit Beschluss vom 8. Juli zurÃ¼ck. Unter Bezugnahme auf seinen
Beschluss vom 30. Juli 2014 (streitbefangen in dem vor dem Sozialgericht (SG)
DÃ¼sseldorf anhÃ¤ngigen Verfahren S 14 KA 374/14) verwies er darauf, dass er die
Vereinbarkeit von Â§Â 24 Abs. 2 Satz 4 BMV-Ã� mit hÃ¶herrangigem Recht nicht zu
prÃ¼fen, das Bundessozialgericht (BSG) diese Regelung jedoch nicht beanstandet
habe. Es gebe keinen sachlichen Grund, den SPZ eine Ã�berweisungsbefugnis
zuzubilligen. Sie seien insgesamt in die vertragsÃ¤rztliche Versorgung eingebunden,
aber nur zu den Ã¼berwiesenen Kernleistungen ermÃ¤chtigt und eingebunden in
ein Geflecht aus anderen Leistungserbringern. Die Kooperation wÃ¼rde gefÃ¤hrdet,
wenn notwendig werdende ergÃ¤nzende Untersuchungen nicht allein durch die
Ã¼berweisenden Ã�rzte veranlasst wÃ¼rden. Dadurch evtl. eintretende
VerzÃ¶gerungen machten eine Ã�berweisungsbefugnis nicht erforderlich. Die vom
SPZ in Anspruch genommene Lotsenfunktion weder auf diese Weise weder in Frage
gestellt noch dadurch gefÃ¤hrdet, dass der an das SPZ Ã¼berweisende Arzt die
vom SPZ gewÃ¼nschten Ã�berweisungen vornehme.
Kommunikationsschwierigkeiten kÃ¶nnten ausgerÃ¤umt werden.
Verfassungsrechtlich nicht hinnehmbare Mehrbelastungen fÃ¼r die Eltern der
betroffenen Kinder seien nicht ersichtlich. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne sich nicht auf
Vertrauensschutz berufen, da die ErmÃ¤chtigungen stets befristet gewesen seien. 

FÃ¼r die Zeit ab dem 1. April 2019 (fÃ¼r die Zeit von Januar bis MÃ¤rz war zuvor
mit Beschluss vom 5. Dezember 2018 entschieden worden) beantragte der KlÃ¤ger
die ErmÃ¤chtigung in dem o.g. Umfang unter Einschluss der
Ã�berweisungsbefugnis. Die ErmÃ¤chtigung wurde ohne Ã�berweisungsbefugnis
erteilt. DiesbezÃ¼glich ist das Klageverfahren S 40 KA 19/19 bei dem SG
DÃ¼sseldorf anhÃ¤ngig, das im Hinblick auf dieses Verfahren zum Ruhen gebracht
wurde. 
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Gegen den ihm am 25. Juli 2015 zugestellten Beschluss hat der KlÃ¤ger am 6.
August 2015 Klage zum SG DÃ¼sseldorf erhoben und sein Vorbringen aus dem
Widerspruchsverfahren wiederholt. ErgÃ¤nzend hat er geltend gemacht: Aus den
Nachweisen Ã¼ber die VergÃ¼tungsverhandlungen der Jahre 1994 und 1998
ergebe sich, dass sowohl Labor- als auch RÃ¶ntgenleistungen ausdrÃ¼cklich aus
der VergÃ¼tung herausgenommen worden seien. Der Inhalt der
VergÃ¼tungsvereinbarung werde durch die Ã�nderung des BMV-Ã� nicht berÃ¼hrt.
Im Ã�brigen hÃ¤tten die Vertragsparteien der VergÃ¼tungsvereinbarung dem
KlÃ¤ger mit Schreiben vom 17. November 1994 bestÃ¤tigt, dass
â��Ã�berweisungen an niedergelassene Ã�rzte und andere Einrichtungenâ�� des
KlÃ¤gers â��mÃ¶glich sein sollenâ��. Der Verweis der Beigeladenen zuÂ 5) auf Â§
24 Abs. 2 Satz 5 Ã�rzte-ZV gehe ins Leere, da dafÃ¼r Leistungen in Polikliniken und
Ambulatorien als verselbststÃ¤ndigte Organisationseinheiten desselben
Krankenhauses erbracht werden mÃ¼ssten, was im Fall des KlÃ¤gers nicht der Fall
sei.

Mit Schriftsatz vom 29. November 2019 hat der KlÃ¤ger unter Hinweis auf das
Befristungsende der angefochtenen ErmÃ¤chtigung zum 31. Dezember 2018 die
Klage auf eine Fortsetzungsfeststellungsklage umgestellt. Er habe ein berechtigtes
Interesse an der Feststellung der Rechtswidrigkeit der zwischenzeitlich erledigten
Entscheidung. Es liege Wiederholungsgefahr vor.

Nachdem der KlÃ¤ger zuvor beantragt hatte, 

den Beschluss des Berufungsausschusses fÃ¼r Ã�rzte fÃ¼r den Bezirk der
KassenÃ¤rztlichen Vereinigung Nordrhein vom 8. Juli 2015 teilweise aufzuheben und
die ErmÃ¤chtigung um die Ã�berweisungsbefugnis zu erweitern 

hilfsweise, 

den Beklagten zu verpflichten, unter teilweiser Aufhebung des Beschlusses des
Berufungsausschusses fÃ¼r Ã�rzte fÃ¼r den Bezirk der KassenÃ¤rztlichen
Vereinigung Nordrhein vom 8. Juli 2015 den KlÃ¤ger unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Gerichts neu zu bescheiden,

hat der KlÃ¤ger zuletzt beantragt,

festzustellen, dass der Beschluss des Berufungsausschusses fÃ¼r Ã�rzte fÃ¼r den
Bezirk der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung Nordrhein vom 8. Juli 2015 insoweit
rechtswidrig gewesen ist, als eine ErmÃ¤chtigung ohne beantragte
Ã�berweisungsbefugnis erteilt wurde.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen. 

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.
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Die Beigeladene zu 5) hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hat geltend gemacht, dass eine Ã�berweisungsbefugnis nach Â§ 24 Abs. 2 Satz
5 Ã�rzte-ZV ausgeschlossen sei, wenn die betreffenden Leistungen in Polikliniken
und Ambulatorien desselben Krankenhauses erbracht werden kÃ¶nnten. Zudem
gebe es keinen sachlichen Grund fÃ¼r die Erteilung der Ã�berweisungsbefugnis.

Die Ã¼brigen Beigeladenen haben keine AntrÃ¤ge gestellt und sich im Verfahren
nicht geÃ¤uÃ�ert.

Das SG hat die Klage mit Urteil vom 4. Dezember 2019 abgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, dass dem KlÃ¤ger das RechtsschutzbedÃ¼rfnis
fehle. Der angefochtene Beschluss habe sich durch Zeitablauf erledigt. Ein
Fortsetzungsfeststellungsinteresse liege nicht vor. Insbesondere fehle eine
Wiederholungsgefahr. Die betroffene Rechtsfrage sei bereits im Verfahren S 40 KA
19/19 anhÃ¤ngig und werde einer KlÃ¤rung zugefÃ¼hrt.

Gegen das ihr am 30. Dezember 2019 zugegangene Urteil richtet sich die am 15.
Januar 2020 eingelegte Berufung des KlÃ¤gers, zu deren BegrÃ¼ndung er auf ihr
erstinstanzliches Vorbringen Bezug nimmt und ergÃ¤nzend geltend macht, dass das
SG zu Unrecht eine Wiederholungsgefahr verneint habe. Ausreichend sei insofern
die MÃ¶glichkeit, dass die dem Verfahren zugrundeliegende Rechtsfrage wiederholt
auftrete. So liege es hier. Das Folgeverfahren belege im Ã�brigen gerade den weiter
bestehenden Streit zwischen den Beteiligten. Zudem mÃ¼sse den Besonderheiten
befristeter Zulassungen zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung Rechnung getragen
werden. Angesichts der Dauer des erstinstanzlichen Verfahrens wÃ¼rde die
UnzulÃ¤ssigkeit der Fortsetzungsfeststellungsklage effektiv zu einer
Rechtsschutzverweigerung fÃ¼hren.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts KÃ¶ln vom 4. Dezember 2019 zu Ã¤ndern und
festzustellen, dass der Beschluss des Beklagten vom 8. Juli 2015 insoweit
rechtswidrig gewesen ist, als eine ErmÃ¤chtigung ohne die beantragte
Ã�berweisungsbefugnis erteilt wurde.

Die Beklagte beantragt und die Beigeladene zu 5) beantragen

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie halten die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Die Ã¼brigen Beigeladenen haben keine AntrÃ¤ge gestellt.

Auf Nachfrage des Senates hat die KassenÃ¤rztliche Bundesvereinigung (KBV) in
ihrem mit dem GKV-Spitzenverband abgestimmten Schreiben vom 19. August 2021
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mitgeteilt, dass die Regelung in Â§ 24 Abs. 2 Satz 4 BMV-Ã� eingefÃ¼hrt worden
sei, da bei den KassenÃ¤rztlichen Vereinigungen Rechtsunsicherheiten hinsichtlich
der MÃ¶glichkeit fÃ¼r ermÃ¤chtigte Ã�rzte bestanden hÃ¤tten, Ã�berweisungen
auszustellen. In der Folge habe sich allerdings herausgestellt, dass regional auch
vor der Neuregelung bereits eine Ã�berweisung durch ermÃ¤chtigte Ã�rzte
akzeptiert worden sei. Daher sei gemeinsam mit dem GKV-Spitzenverband
abgestimmt worden, dass die Regelung nur fÃ¼r neu ermÃ¤chtigte Ã�rzte gelte.
DafÃ¼r sei eine rechtliche Notwendigkeit gesehen worden, da die Neuregelung
ansonsten rÃ¼ckwirkend in bereits geregelte VerhÃ¤ltnisse eingegriffen hÃ¤tte. Die
bereits ermÃ¤chtigten Ã�rzte wÃ¤ren in ihren MÃ¶glichkeiten eingeschrÃ¤nkt
worden und hÃ¤tten diese Situation nur Ã¼ber eine Anpassung der ErmÃ¤chtigung
Ã¤ndern kÃ¶nnen. Aus diesem Grund sei es folgerichtig, die Wirkung des Â§ 24 Abs.
2 Satz 4 BMV-Ã� nur auf zukÃ¼nftige RechtsverhÃ¤ltnisse Anwendung finden zu
lassen. Dieser Bestandsschutz gelte fÃ¼r die jeweils wirksame ErmÃ¤chtigung.
Sofern der ermÃ¤chtigte Arzt eine neue ErmÃ¤chtigung erhalte, bestehe die
MÃ¶glichkeit, die ErmÃ¤chtigung gem. Â§ 24 Abs. 2 Satz 4 BMV-Ã� auszugestalten.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts sowie des Vorbringens der
Beteiligten im Ã�brigen wird auf die Gerichtsakten sowie die beigezogenen
VerwaltungsvorgÃ¤nge des KlÃ¤gers und des Beklagten Bezug genommen, die
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung hat Erfolg.

A. Die am 15. Januar 2020 schriftlich eingelegte Berufung des KlÃ¤gers gegen das
ihm am 30. Dezember 2019 zugegangene Urteil des SG KÃ¶ln vom 4. Dezember
2019 ist zulÃ¤ssig, insbesondere ohne Zulassung statthaft (Â§Â§ 143, 144
Sozialgerichtsgesetz [SGG]) sowie form- und fristgerecht eingelegt worden (Â§ 151
Abs. 1, Abs. 3, Â§ 64 Abs. 1, Abs. 2, Â§ 63 SGG).

B. Die Berufung des KlÃ¤gers ist begrÃ¼ndet. Die Klage ist zulÃ¤ssig und
begrÃ¼ndet.

I. Die von dem KlÃ¤ger im Klageverfahren vorgenommene Umstellung der
kombinierten Anfechtungs- und Verpflichtungsklage in eine
Fortsetzungsfeststellungsklage ist als AntragsÃ¤nderung nach Â§Â 99 Abs. 3 Nr. 3
SGG zulÃ¤ssig (BSG, Urteil vom 2. September 2009Â â�� B 6 KA 44/08 RÂ â�� SozR
4-2500 Â§Â 103 Nr. 6 â�� Rn. 14; vgl. zur analogen Anwendung des Rechtsinstituts
der Fortsetzungsfeststellungsklage auf Verpflichtungsbegehren BSG, Urteil vom 14.
Juli 2021Â â�� B 6 KA 15/20 RÂ â�� zur VerÃ¶ffentlichung in BSGE und SozR 4
vorgesehen â�� Rn. 14), die nicht den Voraussetzungen einer KlageÃ¤nderung
unterliegt (BSG, Urteil vom 9.Â April 2019Â â�� B 1 KR 3/18 RÂ â�� BSGE 128, 54 ff.
â�� Rn. 19).
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II. Die Fortsetzungsfeststellungsklage ist zulÃ¤ssig. Nach Â§Â 131 Abs. 1 SatzÂ 3
SGG kann mit der Klage die Feststellung begehrt werden, dass ein Verwaltungsakt
rechtswidrig ist, wenn sich der Verwaltungsakt erledigt hat und der KlÃ¤ger ein
berechtigtes Interesse an der Feststellung hat. Sachentscheidungsvoraussetzung
der Fortsetzungsfeststellungsklage ist demgemÃ¤Ã�, dass sich der in der
Hauptsache streitbefangene Verwaltungsakt erledigt hat (dazu unter 1.), der
KlÃ¤ger ein Fortsetzungsfeststellungsinteresse im Sinne eines berechtigten
Interesses an der Feststellung der Rechtswidrigkeit des erledigten Verwaltungsaktes
hat (dazu unter 2.) und die in der Hauptsache erledigte Klage zulÃ¤ssig gewesen ist
(dazu unterÂ 3.).

1. Die Hauptsache hat sich objektiv erledigt. So liegt es, wenn ein nach der
Klageerhebung eingetretenes auÃ�erprozessuales Ereignis dem Klagebegehren
rechtlich oder tatsÃ¤chlich die Grundlage entzogen hat und die Klage deshalb fÃ¼r
den KlÃ¤ger gegenstandslos geworden ist. Es muss eine Lage eingetreten sein, die
eine Entscheidung Ã¼ber den Klageanspruch erÃ¼brigt oder ausschlieÃ�t (vgl.
BSG, Urteil vom 9. April 2019Â â�� B 1 KR 3/18 RÂ â�� a.a.O. â�� Rn.Â 21 m.w.N.).

Davon ist hier auszugehen. Der streitgegenstÃ¤ndliche Beschluss des Beklagten
vom 8. Juli 2015 regelte die bis zum 31. Dezember 2018 befristete ErmÃ¤chtigung
des klÃ¤gerischen SPZ gem. Â§ 119 SGB V. Er hat zum 1. Januar 2019 durch
Zeitablauf seine Rechtswirkungen verloren und sich erledigt. Dem Begehren des
KlÃ¤gers ist damit die Grundlage entzogen worden. Soweit mit dem Beschluss die
Erteilung einer Ã�berweisungsbefugnis abgelehnt wurde, lÃ¤sst sich ihm eine
zeitliche Begrenzung dieser Ablehnung zwar nicht unmittelbar entnehmen.
Allerdings ist davon auszugehen, dass die dem Wortlaut nach nur auf die
ErmÃ¤chtigung bezogene Befristung die zeitliche Grenze fÃ¼r sÃ¤mtliche von dem
Beschluss ausgehenden Regelungswirkungen und damit auch fÃ¼r die Ablehnung
der Ã�berweisungsbefugnis darstellt. FÃ¼r ein solches VerstÃ¤ndnis des
Beschlusses vom 8. Juli 2015 aus der maÃ�geblichen objektivierten
EmpfÃ¤ngersicht spricht, dass der KlÃ¤ger fÃ¼r die Folgezeit einen neuen
ErmÃ¤chtigungsantrag gestellt hat, der auch die Erteilung der
Ã�berweisungsbefugnis umfasste.

2. Der KlÃ¤ger hat auch ein berechtigtes Interesse an der Feststellung der
Rechtswidrigkeit des erledigten Verwaltungsaktes. Die Statthaftigkeit der
Fortsetzungsfeststellungsklage ermÃ¶glicht es dem KlÃ¤ger unter gegenÃ¼ber der
allgemeinen Feststellungsklage erleichterten Voraussetzungen, die Feststellung der
RechtmÃ¤Ã�igkeit seines erledigten Begehrens zu erlangen. Nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des BSG ist ein berechtigtes â�� rechtliches, ideelles oder
wirtschaftliches â�� Interesse an der Feststellung der Rechtswidrigkeit des
Ausgangsbescheides unter dem hier geltend gemachten Gesichtspunkt der
Wiederholungsgefahr gegeben, wenn die zu entscheidende Rechtsfrage fÃ¼r das
VerhÃ¤ltnis der Beteiligten weiterhin relevant ist, weil sie sich bei im Wesentlichen
unverÃ¤nderten tatsÃ¤chlichen und rechtlichen UmstÃ¤nden mit einiger
Wahrscheinlichkeit zwischen den Beteiligten erneut stellen wird (vgl. BSG, Urteil
vom 14. Juli 2021Â â�� B 6 KA 15/20 RÂ â�� Rn. 15 m.w.N.). Ein
Fortsetzungsfeststellungsinteresse kann sogar bei verÃ¤nderten VerhÃ¤ltnissen
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bestehen, wenn eine auf gleichartigen ErwÃ¤gungen beruhende Entscheidung zu
erwarten ist, weil die BehÃ¶rde eine entsprechende Absicht zu erkennen gegeben
hat (BSG, a.a.O. Rn. 17). 

Ausgehend von diesen MaÃ�gaben ist ein berechtigtes Interesse des KlÃ¤gers an
der Feststellung der Rechtswidrigkeit des erledigten Verwaltungsaktes unter dem
Aspekt der Wiederholungsgefahr anzunehmen. Denn der Beklagte hat mit Beschluss
vom 30. Oktober 2019 die ablehnende Entscheidung des Zulassungsausschusses
vom 13. MÃ¤rz 2019 fÃ¼r den Zeitraum ab 1. MÃ¤rz 2019 mit derselben
BegrÃ¼ndung wie im hier zugrundeliegenden Beschluss bestÃ¤tigt. Dadurch wird
belegt, dass die hier betroffene Rechtsfrage fÃ¼r das VerhÃ¤ltnis der Beteiligten
weiterhin von Bedeutung ist (vgl. zur Annahme eines berechtigten Interesses bei
fortlaufender Ablehnung von (zusÃ¤tzlichen) Ã�berweisungsbefugnissen: Senat,
Urteil vom 14. November 2018Â â�� L 11 KA 50/17Â â�� juris â�� Rn. 28).

3. An der ZulÃ¤ssigkeit der erledigten Klage bestehen keine Zweifel. Der KlÃ¤ger
hat die Klage nach DurchfÃ¼hrung des Vorverfahrens (Â§ 78 Abs. 1 SGG) unter
Einhaltung der einmonatigen Klagefrist (Â§ 87 Abs. 2, Â§ 64 Abs. 1, Abs. 2 SGG)
erhoben.

III. Die Fortsetzungsfeststellungsklage ist auch begrÃ¼ndet. Der Beklagte hat den
Anspruch des KlÃ¤gers auf beurteilungsfehlerfreie Entscheidung Ã¼ber seinen
Antrag auf Erteilung einer Ã�berweisungsbefugnis nicht erfÃ¼llt. Gegenstand der
Beurteilung ist dabei allein der Beschluss des Beklagten, in dem die
vorangegangene Entscheidung des Zulassungsausschusses aufgegangen ist (BSG,
Urteil vom 20. MÃ¤rz 2013 â�� B 6 KA 19/12 R â�� SozR 4-2500 Â§ 103 Nr. 12 â��
Rn. 19; BSG, Urteil vom 27. Januar 1993 â�� 6 RKa 40/91 â�� SozR 3-2500 Â§ 96 Nr.
1).

1. Der Anspruch des KlÃ¤gers auf Erteilung der Ã�berweisungsbefugnis richtet sich
nach Â§ 24 Abs. 2 Satz 4 BMV-Ã� (in der hier maÃ�geblichen, ab dem 1. Oktober
2013 geltenden Fassung; vgl. dazu Senat, Urteil vom 14. November 2018 â�� L 11
KA 50/17 â�� juris â�� Rn. 29; nachfolgend BSG, Beschluss vom 11. September
2019 â�� B 6 KA 4/19 B â�� juris). Dieser bestimmt: Ã�berweisungen durch
ermÃ¤chtigte Ã¤rztlich geleitete Einrichtungen und ermÃ¤chtigte Ã�rzte sind
zulÃ¤ssig, soweit die ErmÃ¤chtigung dies vorsieht; in der ErmÃ¤chtigung sind die
von der Ã�berweisungsbefugnis umfassten Leistungen festzulegen. Dem folgt in Â§
24 Abs. 2 Satz 5 BMV-Ã� die EinschrÃ¤nkung, dass dies nicht gilt, wenn die
betreffenden Leistungen in Polikliniken und Ambulatorien als verselbststÃ¤ndigte
Organisationseinheiten desselben Krankenhauses erbracht werden.

2. Ein VerstoÃ� gegen hÃ¶herrangiges Recht liegt in dieser Ausgestaltung der
vertragsÃ¤rztlichen Stellung nicht.

a) Die im Â§ 24 BMV-Ã� getroffenen Regelungen zu Ã�berweisungen finden ihre
gesetzliche Grundlage in Â§Â 82 Abs. 1 SGB V, der bestimmt, dass die KBV mit dem
Spitzenverband Bund der Krankenkassen in BundesmantelvertrÃ¤gen den
allgemeinen Inhalt der GesamtvertrÃ¤ge vereinbart. Der inhaltliche Rahmen dieser
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VertrÃ¤ge ergibt sich aus dem gesetzlichen Sicherstellungsauftrag in Â§Â 72 Abs. 2
SGB V: Danach ist die vertragsÃ¤rztliche Versorgung u.a. durch schriftliche
VertrÃ¤ge der KassenÃ¤rztlichen Vereinigungen mit den VerbÃ¤nden der
Krankenkassen so zu regeln, dass eine ausreichende, zweckmÃ¤Ã�ige und
wirtschaftliche Versorgung der Versicherten unter BerÃ¼cksichtigung des allgemein
anerkannten Standes der medizinischen Erkenntnisse gewÃ¤hrleistet ist und die
Ã¤rztlichen Leistungen angemessen vergÃ¼tet werden. Nicht herangezogen
werden kÃ¶nnen demgegenÃ¼ber die Kriterien des Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG,
wonach ErmÃ¤chtigungsgrundlagen nach Inhalt, Zweck und AusmaÃ� bestimmt
sein mÃ¼ssen. Denn diese Vorgabe erfasst nur Rechtsverordnungen, nicht aber
Vereinbarungen der Partner der BundesmantelvertrÃ¤ge und Regelungen in den
BewertungsmaÃ�stÃ¤ben. Daher bedarf es fÃ¼r die im SGB V vorgesehene
Normsetzung durch VertrÃ¤ge keiner gemÃ¤Ã� Art 80 Abs. 1 SatzÂ 2 GG eng
umrissenen gesetzlichen Grundlage. Das steht der Anwendung der in Art 80 Abs. 1
SatzÂ 2 GG genannten MaÃ�stÃ¤be bei der Bestimmung des Gestaltungsspielraums
des untergesetzlichen Normgebers insbesondere bei Regelungen mit intensiverem
Bezug zu Grundrechten zwar nicht generell entgegen; die Ã�berweisungen
betreffenden Regelungen des BMV-Ã� weisen jedoch keinen intensiven Bezug zur
grundrechtlich geschÃ¼tzten Zulassung zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung auf,
wie es etwa den Bestimmungen zur Bedarfsplanung eigen ist (BSG, Urteil vom 2.
April 2014Â â�� B 6 KA 20/13 RÂ â�� SozR 4-2500 Â§Â 117 Nr. 6 â�� Rn. 15).

Nichts anderes ergibt sich aus der vom KlÃ¤ger zitierten Ã¤lteren Rechtsprechung
des BSG, wonach eine Vorschrift, welche die Partner der BundesmantelvertrÃ¤ge
ermÃ¤chtige, fÃ¼r bestimmte Laborleistungen ein (untergesetzliches)
Ã�berweisungsverbot zu regeln, im SGB V nicht enthalten sei. Auf die
GlobalermÃ¤chtigung in Â§ 72 Abs. 2 SGB V (Sicherstellung der Versorgung) kÃ¶nne
eine solche Regelung nicht gestÃ¼tzt werden, da durch die Regelungen zum
Ã�berweisungsverbot im Gesetz angelegte Strukturen des Vertragsarztrechts
grundlegend verÃ¤ndert wÃ¼rden (vgl. BSG, Urteil vom 20. MÃ¤rz 1996Â â�� 6 RKa
21/95Â â��, BSGE 78, 91Â ff., SozR 3-5540 Â§Â 25 Nr. 2, juris, Rn. 19 ff.).
UnabhÃ¤ngig davon, ob die MaÃ�stÃ¤be jener Entscheidung heute noch
uneingeschrÃ¤nkten Bestand haben, liegt in der Neufassung des Â§ 24 Abs. 2 Satz 4
BMV-Ã� keine derartige, die GrundsÃ¤tze des Vertragsarztrechts berÃ¼hrende
VerÃ¤nderung. Wie der Entscheidung des BSG vom 11. September 2019 â�� B 6 KA
4/19 B â�� zu entnehmen ist, unterliegt es â��keinem Zweifelâ��, dass die
Ã�berweisungsbefugnis von einem (nicht mit dem ermÃ¤chtigungsbezogenen
Bedarf identischen) Bedarf abhÃ¤ngig und â��nur insoweit zu erteilen ist, als der
ermÃ¤chtigte Arzt oder die ermÃ¤chtigte Einrichtung diese benÃ¶tigt, um dem
durch die ErmÃ¤chtigung erteilten Versorgungsauftrag gerecht werden zu
kÃ¶nnenâ�� (BSG, a.a.O, juris, Rn. 8). Damit zieht das BSG hinsichtlich des
MaÃ�stabs fÃ¼r den Anspruch auf Erteilung einer Ã�berweisungsbefugnis eine
Parallele zu den bereits bestehenden GrundsÃ¤tzen zur Bedarfsbezogenheit der
ErmÃ¤chtigung. Dies lÃ¤sst nicht erkennen, dass mit der Regelung des Â§ 24 Abs. 2
Satz 4 BMV-Ã� eine Abkehr oder Modifizierung von vertragsÃ¤rztlichen
Grundprinzipien verbunden wÃ¤re; vielmehr handelt es sich um eine
Fortentwicklung innerhalb der bestehenden Strukturen.
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b) Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers liegt in der in Regelung des Â§ 24 Abs. 2
Satz 4 BMV-Ã� kein ungerechtfertigter Eingriff in den vertragsÃ¤rztlichen Status.

(1) Anders als in der vom KlÃ¤ger angefÃ¼hrten Entscheidung des BSG (Urteil vom
20. MÃ¤rz 1996Â â�� 6 RKa 21/95 â�� BSGE 78, 91 ff.) liegt hier kein
(unzulÃ¤ssiger) Ausschluss von der vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit vor. Das BSG
hatte in jener Entscheidung einen Eingriff in den vertragsÃ¤rztlichen Status einer
Ã�rztin fÃ¼r Laboratoriumsmedizin darin gesehen, dass in Â§ 25 Abs. 2 Nr. 1 BMV-
Ã� (Fassung ab 1. Januar 1995) bzw. Â§ 28 Abs. 2 Nr. 1 EKV-Ã� (Fassung ab 1. Juli
1994) verboten wurde, Leistungen gemÃ¤Ã� Abschnitt O I BMÃ�/E-GO auf
Ã�berweisung erbringen zu lassen. Damit wÃ¼rden die solche Leistungen
ausfÃ¼hrenden Ã�rzte rechtlich aus der vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit
ausgeschlossen, obwohl diese Leistungen insgesamt weiterhin Teil des
vertragsÃ¤rztlichen Leistungsspektrums blieben. Damit handele es sich um einen
Eingriff in den vertragsÃ¤rztlichen Status und nicht bloÃ� eine
vergÃ¼tungstechnische Regelung.

Die in Â§ 24 Abs. 2 Satz 4 BMV-Ã� getroffene Regelung hat jedoch keine der
damaligen Regelung vergleichbare IntensitÃ¤t. Entgegen der Auffassung des
KlÃ¤gers liegt in der hier betroffenen Regelung des Â§ 24 Abs. 2 Satz 4 BMV-Ã� kein
â��generelles Ã�berweisungsverbotâ��. Dem Wortlaut nach werden darin lediglich
die Ã�berweisungsbefugnis unter einen Ausgestaltungsvorbehalt gestellt und
weitere Vorgaben fÃ¼r ihren Inhalt gemacht (Festlegung der betroffenen
Leistungen). Das darin allenfalls zu sehende (Ã�berweisungs-)Verbot mit
Erlaubnisvorbehalt steht dem von dem KlÃ¤ger geltend gemachten ausnahmslosen
Ã�berweisungsverbot nicht gleich.

(2) Ist kein Ausschluss von der Teilnahme an der vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit
gegeben, handelt es sich der Sache nach lediglich um eine Ausgestaltung der
vertragsÃ¤rztlichen Stellung, die insbesondere daran zu messen ist, ob sie ohne
Rechtfertigung in die von Art. 12 Abs. 1 Satz 2 Grundgesetz (GG) geschÃ¼tzte
BerufsausÃ¼bungsfreiheit eingreift. Insoweit sind Bedenken freilich nicht
ersichtlich. Ausgehend von der mit Â§ 24 Abs. 2 Satz 4 BMV-Ã� verfolgten â�� nicht
zuletzt in Â§ 12 Abs. 1 SGB V angelegten â�� Zielsetzung, Ã�berweisungen auf das
zur Sicherstellung der Versorgung Notwendige zu beschrÃ¤nken, bestehen keine
Bedenken, die fachkundig besetzten Zulassungsgremien insoweit zu
konkretisierenden Regelungen zu ermÃ¤chtigen. Eine ungeeignete, nicht
erforderliche oder im engeren Sinne unangemessene BeschrÃ¤nkung der
Ã¤rztlichen Diagnose- oder Therapiefreiheit kann in der ErmÃ¤chtigungsgrundlage
daher nicht gesehen werden. Auch das BSG hat Â§ 24 Abs. 2 Satz 4 BMV-Ã� in
seiner ab dem 1. Oktober 2013 geltenden Fassung als â��grundsÃ¤tzlich nicht zu
beanstandenâ�� angesehen (BSG, Urteil vom 2. April 2014Â â�� B 6 KA 20/13 R
Â â��, SozR 4-2500 Â§Â 117 Nr. 6, Rn. 16).

c) In dem hier zu entscheidenden Fall kommt es auch nicht auf Fragen einer
unzulÃ¤ssigen echten RÃ¼ckwirkung oder einer rechtfertigungsfÃ¤higen unechten
RÃ¼ckwirkung an. Eine Rechtsnorm entfaltet echte RÃ¼ckwirkung, wenn ihre
Rechtsfolge mit belastender Wirkung schon fÃ¼r vor dem Zeitpunkt ihrer

                            13 / 18

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=6%20RKa%2021/95
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2078,%2091
https://dejure.org/gesetze/GG/12.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/12.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2020/13%20R


 

VerkÃ¼ndung bereits abgeschlossene TatbestÃ¤nde gelten soll
(â��RÃ¼ckbewirkung von Rechtsfolgenâ��), was grundsÃ¤tzlich
verfassungsrechtlich unzulÃ¤ssig ist. Soweit belastende Rechtsfolgen einer Norm
erst nach ihrer VerkÃ¼ndung eintreten, tatbestandlich aber von einem bereits ins
Werk gesetzten Sachverhalt ausgelÃ¶st werden (â��tatbestandliche
RÃ¼ckanknÃ¼pfungâ��), liegt eine unechte RÃ¼ckwirkung vor, die nicht
grundsÃ¤tzlich unzulÃ¤ssig ist (BVerfG, Beschluss vom 25. MÃ¤rz 2021Â â�� 2 BvL
1/11Â NJWÂ 2021, 2424 ff.â�� Rn. 53). Daran sind nicht nur formelle, sondern auch
materielle Gesetze wie die Regelungen des BMV-Ã� zu messen (vgl. zur
RechtsqualitÃ¤t des BMV-Ã� als materielles Gesetz BSG, Urteil vom 20. Dezember
1995Â â�� 6 RKa 36/94Â â�� SozR 3-5540 Â§Â 5 Nr. 3 â�� Rn. 13). 

Eine echte oder unechte RÃ¼ckwirkung der Vorschrift scheidet bezogen auf den
KlÃ¤ger schon deshalb aus, weil fÃ¼r das von ihm betriebene SPZ â��
entsprechend der gesetzlichen Vorgabe in Â§ 119 Abs. 1 Satz 2 SGB V â�� stets nur
befristete ErmÃ¤chtigungen erteilt wurden und im vorliegenden Fall eine
ErmÃ¤chtigung streitbefangen ist, die fÃ¼r die Zeit ab dem 1. April 2014, also nach
dem Inkrafttreten von Â§ 24 Abs. 2 Satz 4 BMV-Ã�, beantragt und erteilt worden ist.
Die Rechtsfolgen von Â§ 24 Abs. 2 Satz 4 BMV-Ã� wirken damit im Fall des KlÃ¤gers
weder in die Zeit vor Inkrafttreten des Â§ 24 Abs. 2 Satz 4 BMV-Ã� zurÃ¼ck noch
knÃ¼pfen sie an einen in diese Vergangenheit fallenden Sachverhalt an (vgl. zudem
Senat, Urteil vom 14. November 2018 â�� L 11 KA 50/17 â�� juris â�� Rn. 30).

Auf der anderen Seite ist der Regelung des Â§ 24 Abs. 2 Satz 4 BMV-Ã� nicht zu
entnehmen, dass Inhabern von zuvor erteilten (Alt-)ErmÃ¤chtigungen eine auf
Vertrauensschutz beruhende Fortgeltung des vorherigen Rechtszustandes
eingerÃ¤umt wÃ¼rde, also eine Ã�berweisung ohne die Voraussetzung einer
entsprechenden ErmÃ¤chtigung zulÃ¤ssig bliebe.

3. Einem Anspruch des KlÃ¤gers aus Â§ 24 Abs. 2 Satz 4 BMV-Ã� steht der von der
Beigeladenen zu 5) im Verwaltungsverfahren geltend gemachte Ausschluss der
Ã�berweisungsbefugnis nach Â§ 24 Abs. 2 Satz 5 BMV-Ã� nicht entgegen.

Danach gilt Â§ 24 Abs. 2 Satz 4 BMV-Ã� nicht, wenn die betreffenden Leistungen in
Polikliniken und Ambulatorien als verselbststÃ¤ndigte Organisationseinheiten
desselben Krankenhauses erbracht werden. Allerdings bezieht sich der in der
Vorschrift genannte Begriff der â��Polikliniken und Ambulatorienâ�� auf die
fortbestehenden Einrichtungen aus dem Gesundheitswesen der DDR (vgl. BSG,
Urteil vom 2. April 2014Â â�� B 6 KA 20/13 RÂ â�� SozR 4-2500 Â§Â 117 Nr. 6 â��
Rn. 23 zu Â§ 24 BMV-Ã� in der bis zum 30. September 2013 bestehenden Fassung).
Um eine solche Einrichtung handelt es sich bei dem SPZ des KlÃ¤gers nicht.

4. Bei der somit gemÃ¤Ã� Â§ 24 Abs. 2 Satz 4 BMV-Ã� zu treffenden Entscheidung,
ob und ggf. in welchem Umfang dem SPZ des KlÃ¤gers eine Ã�berweisungsbefugnis
zu erteilen war, steht dem Beklagten zwar ein Beurteilungsspielraum zu , dessen
Grenzen er jedoch Ã¼berschritten hat . Dabei steht der Erteilung einer
Ã�berweisungsbefugnis nicht entgegen, dass diese vorliegend fÃ¼r ein SPZ begehrt
wird.
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a) Die Entscheidung Ã¼ber die Erteilung der Ã�berweisungsbefugnis hat unter
AusfÃ¼llung des dem Beklagten zukommenden Beurteilungsspielraums zu erfolgen
(BSG, Beschluss vom 11. September 2019 â�� B 6 KA 4/19 B â�� juris, Rn. 11).
Soweit fÃ¼r Zulassungsgremien ein Beurteilungsspielraum besteht, beschrÃ¤nkt
sich die gerichtliche Kontrolle darauf, ob der Verwaltungsentscheidung ein richtig
und auf Basis der durch das zustÃ¤ndige Zulassungsgremium beurteilungsfehlerfrei
zugrunde gelegten Tatsachengrundlagen vollstÃ¤ndig ermittelter Sachverhalt
zugrunde liegt, ob die Grenzen der Auslegung eingehalten und ob die
SubsumtionserwÃ¤gungen so hinreichend in der BegrÃ¼ndung der Entscheidung
verdeutlicht wurden, dass im Rahmen des MÃ¶glichen die zutreffende Anwendung
der BeurteilungsmaÃ�stÃ¤be erkennbar und nachvollziehbar ist (BSG, Urteil vom 3.
August 2016 â�� B 6 KA 31/15 R â�� Rn. 24 m.w.N.). MaÃ�geblicher
Beurteilungszeitpunkt ist dabei jedenfalls dann der Zeitpunkt der letzten
Verwaltungsentscheidung, wenn dieser sich fÃ¼r den BegÃ¼nstigten als
vorteilhafter darstellt (vgl. BSG, Urteil vom 29. November 2017 â�� B 6 KA 31/16 R
â�� BSGEÂ 124, 266; BSG, Urteil vom 11. Dezember 2013 â�� B 6 KA 49/12 R â��
SozR 4-2500 Â§Â 103 Nr.Â 13).

b) Diesen Anforderungen ist der Beklagte nicht gerecht geworden, indem er aus der
Konzeption von SPZ hergeleitet hat, es gebe keinen sachlichen Grund, den SPZ
allgemein und damit auch demjenigen des KlÃ¤gers eine Ã�berweisungsbefugnis
zuzubilligen. Ã�berweisungen zu etwaigen notwendig werdenden ergÃ¤nzenden
Untersuchungen seien vielmehr wiederum durch die (an das SPZ) Ã¼berweisenden
Ã�rzte vorzunehmen. FÃ¼r einen generellen Ausschluss der Ã�berweisungsbefugnis
von SPZ gibt es nÃ¤mlich keine sachliche Grundlage.

aa) Weder der Wortlaut des Â§ 24 Abs. 2 Satz 4 BMV-Ã� noch des Â§ 119 SGB V
geben Anhaltspunkte dafÃ¼r, SPZ aus ihrer Konzeption heraus die Befugnis zu
Ã�berweisungen prinzipiell zu versagen. Im Gegenteil geht Â§ 24 Abs. 2 Satz 4 BMV-
Ã� von der grundsÃ¤tzlichen MÃ¶glichkeit aus, Ã¤rztlich geleiteten ermÃ¤chtigten
Einrichtungen â�� zu denen auch SPZ gehÃ¶ren â�� Ã�berweisungen im
ErmÃ¤chtigungsbeschluss zu gestatten und deren Umfang nÃ¤her festzulegen. 

bb) Vielmehr sprechen Entstehungsgeschichte und Gesetzeszweck fÃ¼r eine solche
Befugnis. Ziel des Gesetzgebers war es, mit der Schaffung von SPZ SchÃ¤digungen
oder StÃ¶rungen bei Kindern, die zu Krankheit fÃ¼hren kÃ¶nnen, durch frÃ¼he
Diagnostik, frÃ¼he Therapie und frÃ¼he soziale Eingliederung zu erkennen, zu
verhindern, zu heilen oder in den Auswirkungen zu mildern (BT-Drs. 11/2237, S. 202
). Es liegt nahe, dass dem SPZ zur ErfÃ¼llung dieses Versorgungsauftrags die
Veranlassung umfassender Diagnostik mÃ¶glich sein muss, was auch die
Ã�berweisung in Behandlung stehender Kinder an GebietsÃ¤rzte einschlieÃ�t, etwa
um Untersuchungen durchzufÃ¼hren, die das SPZ nicht selbst durchfÃ¼hren kann.
Eine solche Befugnis zur (Weiter-)Ã�berweisung fÃ¼r auÃ�erhalb des
Leistungsspektrums liegende Diagnostik etc. trÃ¼ge dem Umstand Rechnung, dass
das Leistungsangebot des SPZ einerseits auf den Versorgungsauftrag konzentriert,
insoweit andererseits aber differenziert und hochspezialisiert ist (vgl. BSG,
Beschluss vom 21. MÃ¤rz 2018 â�� B 6 KA 62/17 B â�� juris â�� Rn.Â 6). 
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cc) Etwas anderes folgt nicht aus der Regelung des Â§ 119 Abs. 2 Satz 2 SGB V,
wonach die SPZ â��mit den Ã�rzten und den FrÃ¼hfÃ¶rderstellen eng
zusammenarbeitenâ�� sollen. Damit unterstreicht der Gesetzgeber lediglich die
Bedeutung der Dreistufigkeit des Versorgungssystems aus KinderÃ¤rzten,
FrÃ¼hfÃ¶rderstellen und SPZ (vgl. dazu BSG, Urteil vom 17. Februar 2016Â â�� B 6
KA 6/15 RÂ â��, BSGE 120, 254-271, SozR 4-2500 Â§Â 119 Nr. 2, Rn. 28), in
welchem dem SPZ die Aufgabe eines hochspezialisierten diagnostischen und
therapeutischen Angebots zukommt. 

Die Stellung des SPZ innerhalb des â��dreistufigen Versorgungssystemsâ�� spricht
im Gegenteil fÃ¼r dessen Befugnis zur WeiterÃ¼berweisung, soweit es fÃ¼r diese
Aufgabe erforderlich ist. Zu berÃ¼cksichtigen ist dabei, dass die Behandlung durch
das SPZ nicht an die Stelle der Behandlung durch geeignete GebietsÃ¤rzte oder
FrÃ¼hfÃ¶rderstellen tritt, sondern diese in besonderen â��ProblemfÃ¤llenâ��
ergÃ¤nzt, in denen die besonderen Leistungen des SPZ wegen der Art, Schwere
oder Dauer der (drohenden) Krankheit des Kindes erforderlich sind (BSG, Urteil vom
17. Februar 2016Â â�� B 6 KA 6/15 RÂ â�� BSGE 120, 254 ff. â�� Rn. 28, 49). Dies
rechtfertigt es, in Anlehnung an die GrundsÃ¤tze des â��Facharztfiltersâ�� fÃ¼r
Ã�berweisungen, auf die Zwischenschaltung eines Gebietsarztes fÃ¼r
WeiterÃ¼berweisungen zu verzichten. Denn der Vorbehalt der
Ã�berweisungsbefugnis fÃ¼r die spezialisierten GebietsÃ¤rzte ist nicht geboten,
wenn von vornherein feststeht, dass dieser die erforderlichen Leistungen nicht
selbst erbringen kann und dadurch nur VerzÃ¶gerungen und Kosten entstehen
wÃ¼rden (BSG, Urteil vom 17. Februar 2016Â â�� a.a.O. â�� Rn. 49). Anderenfalls
wÃ¼rde die ErfÃ¼llung der Aufgabe des SPZ im GefÃ¼ge des â��dreistufigen
Versorgungssystemsâ�� in nicht zu rechtfertigender Weise erschwert, wenn das
SPZ diagnostisch notwendige veranlasste Leistungen erst unter (erneuter) zeit- und
kostenaufwendiger Einschaltung des Gebietsarztes auslÃ¶sen kÃ¶nnte, der gerade
aufgrund seiner nicht ausreichenden diagnostischen oder therapeutischen
Kompetenz das jeweilige Kind an das SPZ Ã¼berwiesen hat.

dd) Dieses Ergebnis steht schlieÃ�lich auch in Ã�bereinstimmung mit den
fachkundigen Empfehlungen zur Arbeit eines SPZ. Zu verweisen ist insoweit auf das
â��AltÃ¶ttinger Papierâ��, das von der Deutschen Gesellschaft fÃ¼r
SozialpÃ¤diatrie und Jugendmedizin ebenso wie von der Bundesarbeitsgemeinschaft
SozialpÃ¤diatrischer Zentren erstmals im Jahr 2002 verabschiedet wurde
(KinderÃ¤rztliche Praxis 2002, 49) und hier in der Fassung des Jahres 2014
Anwendung findet. Dabei handelt es sich zwar um rechtlich nicht verbindliche, aber
gleichwohl zu berÃ¼cksichtigende fachliche Vorgaben (BSG, Urteil vom 17. Februar
2016Â â�� B 6 KA 6/15 RÂ â�� BSGE 120, 254 ff. â�� Rn. 38). Die darin
beschriebenen medizinisch-technischen Untersuchungsmethoden (S. 15, Tabelle 4)
mÃ¶gen zwar vorrangig die erforderliche Infrastruktur eines SPZ beschreiben, sie
geben aber zugleich vor, welche Untersuchungsmethoden einem SPZ zugÃ¤nglich
sein sollen. Damit kÃ¶nnen sie Bedeutung fÃ¼r die Frage erlangen, ob und welche
Leistungen ein SPZ im Wege der Ã�berweisung veranlassen darf (z.B. die vom
KlÃ¤ger begehrten Laboruntersuchungen, bildgebende Verfahren, humangenetische
Untersuchungen). 
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c) Ist somit der prinzipielle Ausschluss eines SPZ von der Ã�berweisungsbefugnis
nicht zu rechtfertigen, so haben die Zulassungsgremien im Rahmen ihres
Beurteilungsspielraums mithin auch bei einem SPZ zu prÃ¼fen, welche
Ã�berweisungsbefugnisse es im Einzelfall benÃ¶tigt, um seinem durch die
ErmÃ¤chtigung erteilten Versorgungsauftrag gerecht werden zu kÃ¶nnen (vgl. BSG,
Beschluss vom 11. September 2019 â�� B 6 KA 4/19 B â�� juris â�� Rn. 8). Eine
dahingehende PrÃ¼fung hat der Beklagte ausgehend von seinem unzutreffenden
Rechtsstandpunkt nicht vorgenommen. Der angefochtene Beschluss erweist sich
aus diesem Grund als rechtswidrig.

5. Lediglich ergÃ¤nzend und mit Blick auf mÃ¶gliche AnschlusszeitrÃ¤ume weist der
Senat auf Folgendes hin:

a) Die Entscheidung Ã¼ber die Festlegung der von der Ã�berweisungsbefugnis
umfassten Leistungen setzt eine â��BedarfsprÃ¼fungâ�� voraus, die allerdings von
der BedarfsabhÃ¤ngigkeit der ErmÃ¤chtigung des SPZ verschieden ist (BSG,
Beschluss vom 11. September 2019 â�� a.a.O. â�� Rn. 8). FÃ¼r Leistungen, die das
SPZ entweder selbst erbringen kann oder fÃ¼r die aus anderen GrÃ¼nden
Ã�berweisungen nicht sinnvoll (z.B. unwirtschaftlich) oder nicht erforderlich sind,
muss eine Ã�berweisungsbefugnis nicht erteilt werden. Dabei kommt u.a. der Frage
Gewicht zu, ob die Erteilung der Ã�berweisungsbefugnis zu einer Verbesserung der
Versorgung fÃ¼hrt (Senat, Urteil vom 14. November 2018 â�� L 11 KA 50/17 â��
juris, Rn. 38 mit Verweis auf BSG, Urteil vom 16. Dezember 2015 â�� B 6 KA 37/14
R â�� juris, sowie Senat, Urteil vom 5. Oktober 2016 â�� L 11 KA 63/15 â�� juris).
Ausgerichtet auf die Aufgabe des SPZ kommt eine Ã�berweisungsbefugnis
namentlich dann in Betracht, wenn hinsichtlich der konkreten, von dem KlÃ¤ger
benannten Leistungen die Ã�berweisung durch das SPZ fÃ¼r die ErfÃ¼llung seines
differenzierten und hochspezialisierten Versorgungsauftrags erforderlich ist, denn
darin liegt nach der Vorstellung des Gesetzgebers der diagnostische und
therapeutische â��Mehrwertâ��, der dem SPZ im Rahmen des dreistufigen
Versorgungssystems zukommt. Insoweit kann der Beklagte die von dem KlÃ¤ger
benannten Leistungen unter Heranziehung der im AltÃ¶ttinger Papier
niedergelegten fachlichen Vorgaben darauf prÃ¼fen, ob sie dem Aufgabenspektrum
eines SPZ zuzuordnen sind. 

FÃ¼r eine Ã�berweisungsbefugnis kann es zudem sprechen, wenn durch die
Einschaltung eines Ã¼berweisenden niedergelassenen Vertragsarztes vorhersehbar
nur VerzÃ¶gerungen und Kosten entstehen wÃ¼rden. Dabei werden die
Zulassungsgremien berÃ¼cksichtigen kÃ¶nnen, wie sich die
Ã�berweisungssituation bezÃ¼glich der vom SPZ als zu veranlassen angesehenen
Leistungen in der Vergangenheit dargestellt hat (vgl. Senat, Urteil vom 14.
November 2018 â�� L 11 KA 50/17 â�� juris â�� Rn.Â 38: Abstellen auf die letzten
acht Quartale ist im Rahmen der zu treffenden Prognoseentscheidung nicht zu
beanstanden), namentlich in dem Zeitraum, in dem das SPZ zwar Ã¼ber eine
ErmÃ¤chtigung, nicht jedoch Ã¼ber eine Ã�berweisungsbefugnis verfÃ¼gte (Zeit
vom 1. Oktober 2013 bis 31. MÃ¤rz 2014; fÃ¼r diese Zeit sind ErmÃ¤chtigungen
ohne Ã�berweisungsbefugnis ergangen, der KlÃ¤ger hat diese nach Aktenlage nicht
angefochten). Bedeutung kann insoweit gewinnen, ob das SPZ des KlÃ¤gers in
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dieser Zeit durch entsprechende Abstimmung mit den Ã¼berweisenden Ã�rzten die
von ihm gewÃ¼nschten Ã�berweisungen erreicht hat bzw. ob sich die
vorgetragenen Schwierigkeiten (aufwendige Kommunikation mit daraus folgenden
VerzÃ¶gerungen) ergeben haben. Auch vor dem Hintergrund der Stellung des SPZ
im dreistufigen Versorgungssystem wÃ¼rde ein zwingender Bedarf fÃ¼r eine
Ã�berweisungsbefugnis hinsichtlich solcher Leistungen nicht bestehen, bei denen
prognostisch eine Ã�berweisung durch niedergelassene VertragsÃ¤rzte ohne
relevante VerzÃ¶gerungen und Kosten stattfinden wird, was jedoch die Ermittlung
und Bewertung der UmstÃ¤nde des Einzelfalls erfordert.

b) BeschrÃ¤nkungen der Ã�berweisungsbefugnis kÃ¶nnen sich zudem aus dem
Inhalt einer Vereinbarung zur pauschalierten VergÃ¼tung der durch das SPZ bzw.
den KlÃ¤ger erbrachten Leistungen nach Â§ 120 Abs. 3 Satz 1 SGB V ergeben (vgl.
BSG, Urteil vom 2. April 2014Â â�� B 6 KA 20/13 RÂ â�� SozR 4-2500 Â§Â 117 Nr. 6
â�� Rn. 27). Dem liegt die Ã�berlegung zugrunde, dass die Abgeltungswirkung einer
Pauschale fÃ¼r bestimmte Leistungen nicht dadurch umgangen werden darf, dass
das ein Teil der bereits pauschal vergÃ¼teten Leistung extern Ã¼berwiesen wird
(vgl. BSG, Urteil vom 2. April 2014Â â�� a.a.O. â�� Rn. 35). 

C. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. Â§Â§ 154 ff.
Verwaltungsgerichtsordnung und berÃ¼cksichtigt, dass die Beigeladenen zu 1), 2),
3), 4), 6) und 7) keine AntrÃ¤ge gestellt haben.

D. Anlass zur Zulassung der Revision besteht nicht. 

E. Der Streitwert fÃ¼r das Berufungsverfahren folgt aus Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG
i.V.m. Â§Â§Â 63 Abs. 2, 52 Abs. 1 und 2 Gerichtskostengesetz.

Â 

Erstellt am: 25.04.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            18 / 18

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/120.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2020/13%20R
https://dejure.org/gesetze/SGG/197a.html
https://dejure.org/gesetze/VwGO/154.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/197a.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/63.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/52.html
http://www.tcpdf.org

